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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur Erklärung der Bundesregierung zu aktueiien Fragen der Wirtschafts- und 
Energiepoiitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Zu Beginn dieses Winters haben sich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die Gefahren für die Vollbeschäftigung 
bei beschleunigt steigenden Preisen verstärkt. Im Gefolge 
einer jahrelangen Inflation droht jetzt der Konjunkturab- 
schwung. Durch die Energieknappheit wird diese Entwick- 
lung noch verschärft. 

In dieser Situation sind alle an der Energieversorgung Be- 
teiligten aufgefordert, ihren Beitrag zur Bewältigung der 
Mangellage zu leisten. Unternehmer und Verbraucher müs- 
sen die harte Bewährungsprobe in der Sozialen Marktwirt- 
schaft gemeinsam bestehen. Mißbrauch von Marktmacht 
muß verhindert werden. 

Bei den Maßnahmen des Staates kommt es in erster Linie 
darauf an, die Privatinitiative für die Überwindung von 
Versorgungsengpässen zu stärken. Die sozial Schwachen 
sind vor finanzieller Überforderung zu schützen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, mit ihren energie- 
politischen Entscheidungen darauf hinzuwirken, daß Ener- 
gie auf Dauer sparsam und rationell verwendet wird. 
Höchstpreise sind dazu nicht geeignet. Wegen der mit 
Sicherheit entstehenden grauen und schwarzen Märkte 
werden dirigistische Maßnahmen im Gegenteil eine zu- 
sätzliche Verschärfung des Mangels zur Folge haben. 

II. Bevorzugt sicherzustellen ist die Versorgung für Kranke 
und alte Menschen, für Krankenhäuser, Schulen und Ver- 
sorgungsheime. 

Zur Erhaltung der Arbeitsplätze muß die Versorgung der 
Wirtschaft Vorrang haben. 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.; (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/1303 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


III. Von der Energieverteuerung werden die sozial schwachen 
Bevölkerungskreise besonders betroffen. Soziale Härten 
müssen vermieden werden. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür zu sorgen, 
daß 

— bei der Berechnung von Sozialhilfe und von Wohngeld 
die gestiegenen Heizölkosten Berücksichtigung finden; 

— existenzgefährdenden Energiepreissteigerungen in 
Landwirtschaft und Gewerbe durch Ausgleichszahlun- 
gen begegnet wird. 

über Mehreinnahmen aus der Mehrwertsteuer profitiert 
der Staat an der Verteuerung des Heizöls. Nicht zuletzt die- 
se Mittel sollen zur Finanzierung der Ausgleichsmaßnah- 
men verwendet werden. 

IV. Neben der umfassenden Nutzung aller heimischen Ener- 
giequellen macht die längerfristige Energieversorgung eine 
Erhöhung staatlicher Hilfen bei Forschungs- und Erschlie- 
ßungsvorhaben zur Energiebeschaffung dringend erforder- 
lich. Die zusätzlichen Mittel sollen insbesondere verwen- 
det werden für: 

— Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich 
von Energieerzeugung, Energietransport und Energie- 
umwandlung; 

— Einsatz der nuklearen Prozeßwärme aus Hochtempera- 
turreaktoren im Bereich der Kohle-, Stahl- und Chemie- 
industrie; 

— Entwicklung von Verfahren der Kohleveredelung, vor 
allem der Kohlevergasung, Kohleverflüssigung sowie 
Kohlehydrierung. 

V. Durch die Entwicklung der letzten Wochen ist das Energie- 
programm der Bundesregierung in Teilbereichen überholt. 

Die Bundesregierung wird deshalb ersucht, unverzüglich 

— die Rolle und den Anteil des Mineralöls neu zu bestim- 
men, um die Energieversorgung vom Mineralöl unab- 
hängiger zu machen; 

— die Position der Steinkohle und der Braunkohle für die 
Deckung des Energiebedarfs neu zu bestimmen; 

— den Bau von Kernkraftwerken durch drastische Abkür- 
zung der Planungs- und Genehmigungsverfahren zu be- 
schleunigen, ohne daß dadurch ein vernünftiger Umwelt- 
schutz unangemessen vernachlässigt wird; 

— den Bau einer Urananreicherungsanlage zu forcieren. 


Bonn, den 29. November 1973 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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